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Mutiger Journalist ermordet 
Der türkisch-armenische Redaktor Hrant Dink hatte nationalistische Feinde 
JAN KEETMAN, Istanbul 
Der Chefredaktor der armenisch-türkischen Zeitung «Agos», Hrant Dink, wurde am Freitag in Istanbul vor der Tür des Hauses, in dem sich die «Agos»-Redaktion befindet, mit drei Schüssen in Kopf und Hals niedergestreckt. 

Der Journalist Hrant Dink war nach dem Mordanschlag sofort tot. Die Polizei sucht nun nach einem 18- bis 19-Jährigen. Zwei Verdächtige wurden in einem angrenzenden Stadtviertel festgenommen. Die Adresse der Redaktion von «Agos» war bis dahin aus gutem Grund nur Eingeweihten bekannt. 

schmerz. Viele in Istanbul lebende Armenier suchten gestern spontan den Tatort auf. Während ältere Leute in Tränen dastanden, hielten Jugendliche in der beginnenden Dämmerung Teelichter in Plastikbechern hoch. Immer wieder brachen einzelne Gruppen zu spontanen Demonstrationen in Richtung zum nahen Taksim-Platz auf. Zu den Parolen gehörte «Es lebe die Brüderlichkeit der Völker!» und «Schweig nicht, wenn du schweigst, kommt die Reihe auch an dich!» 

Jemand, der zu viel geschwiegen hat, war Hrant Dink wirklich nicht. Der 53-Jährige war vielmehr jemand, der den Spagat versucht hat, in der Türkei als türkischer Staatsbürger zu leben und trotzdem seine armenische Geschichte nicht zu verleugnen. Dass er besonders seit seiner Verurteilung wegen «Beleidigung des Türkentums» im Oktober 2005 von allen Seiten angegriffen wurde, bereitete ihm geradezu physischen Schmerz. 

Doch der hoch sensible Autor fühlte sich nicht nur missverstanden, die türkische Justiz wollte ihn geradezu missverstehen. Jeder, der die Schrift, wegen der Hrant Dink verurteilt wurde, unvoreingenommen liest, muss zu dem Schluss kommen, dass sich seine Kritik auf die Armenier selbst, nicht auf die Türken bezieht. Trotzdem wurde Hrant Dink in zwei Instanzen zu sechs Monaten auf Bewährung verurteilt. Als er gegen sein eigenes Urteil protestierte, wurde ein Verfahren wegen Beeinflussung der Justiz gegen ihn eingeleitet. Es folgte kurz darauf ein drittes Verfahren wegen «Beleidigung des Türkentums»: Hrant Dink hatte in einem Interview von dem Völkermord an den Armeniern im Ersten Weltkrieg gesprochen. Der gleiche Hrant Dink trat als einer der schärfsten Verteidiger der Türkei auf, wo er Forderungen der armenischen Diaspora gegen die Türkei für übertrieben hielt. 

taube. In seiner letzten Schrift, die am 10. Januar erschien, schrieb Hrant Dink, sein innerer Zustand gleiche dem einer aufgescheuchten Taube. Der Speicher seines Computers sei voll von Briefen mit Beleidigungen und Drohungen, die er empfangen habe. Er habe auch einen Drohbrief auf Papier bekommen, der in der Stadt Bursa aufgegeben worden sei, doch die Staatsanwalt unternehme nichts, um den Absender zu finden. In dieser letzten Arbeit versuchte Dink eine ironische Selbstberuhigung: «Vielleicht bin ich wirklich eine Art Taube (…) wie sie schaue ich ständig nach rechts, nach links, vor mich und hinter mich (…) Ja, vielleicht sollte ich mich selbst als verschreckte Taube sehen, aber ich weiss, die Menschen in diesem Lande tun den Tauben nichts.» Für die Mehrzahl stimmt das auch. Der türkische Staatspräsident Ahmet Necdet Sezer und Premier Tayyip Erdogan verurteilten den Mord. Erdogan sagte, es sei «bezeichnend», dass der Mord an Dink gerade jetzt stattgefunden habe, wo es in einigen Ländern Initiativen wegen des «angeblichen Völkermordes an den Armeniern» gebe. 

protest. Unter Kollegen in der Türkei hat der Mord an Hrant Dink Bestürzung ausgelöst. Der Herausgeber der grössten türkischen Zeitung «Hürriyet», Ertugrul Özkök, sagte: «Hrant war ein wirklicher Bürger der Türkischen Republik, an seinem Land hat er nicht weniger gehangen als wir, aber wir haben ihm nicht ganz zugehört.» Tausende Menschen protestierten am Freitagabend gegen Dinks Ermordung. In Istanbul versammelten sich 2000 Menschen. In der Hauptstadt Ankara folgten 700 Menschen einem Aufruf von Menschenrechtsgruppen und Gewerkschaften. Die USA und die EU verurteilten die Tat.
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Türkischer Mordfall zieht weitere Kreise
Istanbul. Mehr als zwei Monate nach der Ermordung des türkisch-armenischen Journalisten Hrant Dink in Istanbul hat die Polizei die Ermittlungen ausgeweitet und einen rechtsgerichteten Politiker festgenommen. Es handelt sich um den Bezirksvorsitzenden der nationalistischen Partei der Grossen Einheit (BBP) in der Schwarzmeerprovinz Trabzon. Der mutmassliche Attentäter stammt ebenfalls aus Trabzon. Er war bereits wenige Stunden nach dem Mordanschlag gefasst worden. Der nun verhaftete Politiker hatte in einem anderen Mordfall vor drei Jahren den mutmasslichen Anstifter finanziell unterstützt. Hrant Dink, Herausgeber der Wochenzeitung «Agos», hatte öffentlich von einem Völkermord an den Armeniern gesprochen und war vor Gericht gestellt worden. Er wurde am 19. Januar vor seiner Redaktion erschossen. DPA
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Leichen schwammen auf dem Euphrat 
Der in der Türkei umstrittene Massenmord an den Armeniern ist gut dokumentiert 
Jan Keetman, Istanbul 
In der Schweiz laufen Verfahren wegen Leugnung des Genozids an den Armeniern. Die Türkei stellt sich auf den Standpunkt, es habe nie einen Völkermord an dieser Minderheit gegeben. 

Bundesrat Christoph Blocher hat am Mittwoch in der Türkei Vorbehalte zur Schweizer Rassismusstrafnorm geäussert. Hintergrund ist ein Strafverfahren wegen Leugnung des Völkermordes an den Armeniern in der Schweiz. Im türkischen Tagesgeschehen sind die Aussagen fast untergegangen. Einer der Betroffenen, der Vorsitzende der türkischen Historikervereinigung, Yusuf Halacoglu, äusserte sich in einem Artikel in der «Hürriyet» und forderte ein offensiveres Auftreten der Türkei in der Armenierfrage, allerdings ohne die Äusserungen Blochers zu erwähnen.

Halacoglu meint, die Armenierfrage sei nur erfunden worden, um territoriale Ansprüche an die Türkei zu stellen. Er selbst vertritt die Ansicht, 500 000 Muslime seien von Armeniern während des 1. Weltkrieges ermordet worden, während nur einige tausend Armenier starben. Das Verfahren in der Schweiz hat Halacoglu ein wenig den Nimbus eines Märtyrers in der Türkei verschafft, auch wegen der Falschmeldung, es habe einen Haftbefehl gegen Halacoglu gegeben. Das Verfahren wurde mittlerweile von der Staatsanwaltschaft Winterthur eingestellt. 

Offensiv versucht hingegen der Führer der kleinen maoistischen Türkischen Arbeiterpartei, Dogu Perincek, auf dem gleichen Wege aufzufallen. Das Verfahren gegen Perincek ist noch in der Schwebe. 

Deportationen. Dass den Armeniern im 1. Weltkrieg Grauenhaftes widerfahren ist, ist kaum ernsthaft zu bestreiten. Wenige Monate nachdem das Osmanische Reich auf Seiten Deutschlands und Österreichs in den Krieg eingetreten war, begannen umfangreiche Deportationen von Armeniern. Türkische Historiker sehen darin eine Reaktion auf armenische Aufstände. Armenische Historiker beschreiben die Aufstände als Reaktion auf die Deportationen und einen Überfall auf ein armenisches Viertel in der Stadt Van. 

Dass die Deportationen fast im ganzen Land erfolgten und die Häuser der Armenier sofort an Muslime übergeben wurden, spricht für die Ansicht der Armenier. England und Frankreich drohten in einer Erklärung im Mai 1915, sie würden für das, was den Armeniern geschehe, nach dem Krieg jeden zur Rechenschaft ziehen. In Deutschland dagegen wurden Berichte über Massaker systematisch zensiert. Trotzdem forderte die Reichsregierung den Verbündeten in mehreren Noten zur Mässigung auf, während gleichzeitig deutsche Offiziere an der Niederschlagung armenischer Aufstände beteiligt waren. 

In einem Bericht an Reichskanzler Bethmann Hollweg kommt der deutsche Botschafter in Istanbul am 7. Juli 1915 zum Schluss: «Die Art, wie die Umsiedlungen durchgeführt wird, zeigte, dass die Regierung tatsächlich den Zweck verfolgt, die armenische Rasse im türkischen Reiche zu vernichten.» Auf dem Höhepunkt der Massaker schrieb der deutsche Konsul am 27. Juli 1915 an den Reichskanzler. «Das berichtete Vorbeitreiben von Leichen auf dem Euphrat (…) hatte 25 Tage lang gedauert. Die Leichen waren alle in der gleichen Weise, zwei und zwei, Rücken auf Rücken, gebunden. Diese Gleichmässigkeit deutet darauf hin, dass es sich (...) um Tötung durch die Behörden handelt.»
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schweiz
Wieder geleugnet
BERN. Der Vorsitzende der türkischen Arbeiterpartei, Dogu Perincek, hat in der Schweiz zwei weitere Strafanzeigen der Polizei wegen Verdachts auf Rassendiskriminierung provoziert. Am Sonntag leugnete er den Völkermord an den Armeniern in der Berner Vorortsgemeinde Köniz, am Montag wiederholte er die Behauptungen an einer Pressekonferenz in Zürich. Perincek, der systematisch den Völkermord an den Armeniern von 1915 leugnet, sollte am heutigen Dienstag von der Waadtländer Staatsanwaltschaft einvernommen werden. Dort laufen alle Verfahren zusammen, die Perincek auf sich gezogen hat. Die Ermittlungen der Schweiz gegen Perincek hatten Ende Juli in der Türkei heftige Reaktionen ausgelöst. Die dortige Regierung sagte einen Türkeibesuch von Wirtschaftsminister Joseph Deiss ab. AP
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front
Bern weist Ankara zurecht
Deutliche Reaktion des EDA in der Völkermord-Affäre
CHRISTOF WAMISTER 
Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten weist die türkischen Vorwürfe gegen die Ermittlungen wegen Völkermord-Leugnung zurück.

Die Diplomaten des Departementes für auswärtige Angelegenheiten (EDA) versuchen, die Wogen zu glätten - verwenden aber auch einen recht deutlichen Wortschatz, um sich gegen die Angriffe aus der Türkei zu verwahren. Die Staatsanwaltschaften in Winterthur und in Lausanne haben Ermittlungen gegen den türkischen Linkspolitiker Dogu Perinçek aufgenommen, der anlässlich von türkisch-nationalistischen Veranstaltungen in der Schweiz am vergangenen Wochenende den Völkermord an den Armeniern als «imperialistische Lüge» bezeichnet hatte.

Gestern hat nun der Chef der Politischen Abteilung I des EDA, Jean-Jacques de Dardel, mit dem türkischen Botschafter in der Schweiz, Alev Kiliç, ein Gespräch geführt. In einer Presseerklärung zeigt sich das EDA «erneut erstaunt» über die fortdauernden Proteste der türkischen Regierung. Der türkische Botschafter wurde in dem Gespräch offenbar deutlich über das Rechtssystem und die Gewaltenteilung in der Schweiz unterrichtet.

Gemeinsame Kommission. Seit der Nationalrat im Dezember 2003 den Völkermord an den Armeniern 1915 in der Türkei als historische Tatsache anerkannt hat, sind die Justizbehörden verpflichtet, den Anti-Rassismus-Bestimmungen des Strafgesetzes Nachachtung zu verschaffen. Das EDA lässt aber auch durchblicken, dass der Bundesrat über den Nationalratsentscheid nicht begeistert ist. Es sei eine Aufgabe der historischen Forschung, «Licht in diese Ereignisse zu bringen». Der Bundesrat begrüsst daher einen Vorschlag der türkischen Regierung, dass sich eine türkisch-armenische Historikerkommission der Frage annehmen soll. Die Türkei hat dem Staat Armenien vorgeschlagen, eine solche gemeinsame Kommission ins Leben zu rufen.

Armenier machen Druck. Sarkis Shahinian, Co-Präsident der Gesellschaft Schweiz-Armenien, bezeichnete gegenüber der baz Dogu Perinçek, Chef der kleinen Arbeiterpartei, als «Instrument» der türkischen Machthaber. Mit seinen Auftritten im Raum Zürich und in Winterthur habe man die Schweiz in Verlegenheit bringen wollen. Laut Shahinian haben Vertreter der Armenien-Gesellschaft die Vorgänge aus nächster Nähe beobachtet, Material gesammelt und die Staatsanwaltschaften in Lausanne und Zürich darauf aufmerksam gemacht. Die beiden Verfahren werden jetzt zusammengelegt, wie die Behörden gestern bekannt gaben. Unabhängig davon wird gegen den türkischen Historiker Yusef Halacoglu ermittelt, der bereits im Mai in Winterthur den Völkermord an den Armeniern bestritten hat.

